
Allgemeine Geschäftsbedingungen
der Rudolf Laier GmbH, Am Bild 1, 74838 Limbach

Unsere Angebote richten sich ausschließlich an Unternehmer, 
juristische Personen des öffentlichen Rechts oder öffent-
lich-rechtlichem Sondervermögen

§ 1 Geltung
(1) Nachfolgende Bedingungen der Firma Rudolf Laier GmbH 
(nachfolgend Verkäufer genannt) gelten für alle Kaufverträge 
und sonstigen Verträge, die zwischen dem Verkäufer und dem 
Vertragspartner abgeschlossen werden. Die Geschäftsbedin-
gungen gelten nur gegenüber einer juristischen Person des 
öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtlichem Sondervermö-
gen oder Unternehmern (im Folgenden Käufer genannt). 
Unternehmer ist eine natürliche oder juristische Person oder 
eine rechtsfähige Personengesellschaft, die bei Abschluss 
eines Rechtsgeschäfts mit dem Verkäufer in Ausübung ihrer 
gewerblichen oder selbstständigen beruf lichen Tätigkeit 
handelt (§ 14 BGB).
(2) Die vorliegenden Geschäftsbedingungen gelten auch ohne 
ausdrücklichen Hinweis des Verkäufers. Die Geschäftsbedin-
gungen des Verkäufers gelten für alle künftigen Verträge 
während der Geschäftsbeziehungen mit dem Käufer in der 
jeweils zum Zeitpunkt der Bestellung des Käufers aktuellen 
Fassung.
(3) Allgemeine Geschäftsbedingungen des Käufers verpf lich-
ten den Verkäufer nicht. Der Verkäufer widerspricht hiermit 
ausdrücklich den Allgemeinen Geschäftsbedingungen des 
Käufers. Diese haben für den Verkäufer keine Gültigkeit, es 
sei denn, der Verkäufer hätte ausdrücklich schriftlich der 
Geltung der Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Käufers 
zugestimmt. Die Geschäftsbedingungen des Verkäufers gelten 
auch dann ausschließlich, wenn der Verkäufer in Kenntnis 
entgegenstehender oder von den Geschäftsbedingungen des 
Verkäufers abweichenden Bedingungen des Käufers die Liefe-
rung vorbehaltlos ausführt.
(4) Die Begriffe „Schriftlich“/„Schriftform“ im Sinne dieser 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen schließen Textform (z. B. 
Brief, E-Mail, Telefax) ein. Gesetzliche Formvorschriften und 
weitere Nachweise, insbesondere bei Zweifeln über die Legiti-
mation des Erklärenden, bleiben hiervon unberührt.

§ 2 Angebote und Vertragsabschluss
(1) Alle Angebote sind freibleibend. Soweit sich aus dem An-
gebotstext nichts anderes ergibt, handelt es sich insbesonde-
re bei der Präsentation und Bewerbung von Artikeln, um eine 
Aufforderung zur Abgabe einer Bestellung. 
Angaben in unseren Katalogen, Druckschriften, Werbeschrif-
ten und sonstigen allgemeinen Informationen stellen zu 
keinem Zeitpunkt eine Garantie oder die Verpf lichtung zur 
Beschaffung der Ware dar.
(2) Ein Vertrag kommt erst mit der Annahmeerklärung des 
Verkäufers in Textform oder durch die Lieferung der bestell-
ten Ware zustande. 
(3) Änderungen oder Ergänzungen der Bestellungen des Käu-
fers nach Zugang beim Verkäufer bedürfen der Textform und 
der Zustimmung des Verkäufers. Der Verkäufer behält sich vor, 
die Preise entsprechend den Änderungen neu zu kalkulieren.
(4) Vertreter und Beauftragte des Verkäufers sind nicht 
berechtigt, im Namen des Verkäufers dem Käufer Zusagen 
gleich welcher Art zu machen. Diese Zusagen werden für den 
Verkäufer nur dann verbindlich, soweit der Verkäufer diese 
innerhalb einer angemessenen Frist schriftlich bestätigt. Dies 
gilt nicht für Zusagen von Prokuristen und Vertreter, für die 
eine Vertretungsmacht nicht einschränkbar ist.
Kreuzen sich zwei Bestätigungsschreiben, die abweichende 

Bestimmungen enthalten, gilt die des Verkäufers.
(5) Bei Bestellungen auf elektronischem Wege wird der 
Verkäufer den Zugang der Bestellung unverzüglich bestäti-
gen. Die Zugangsbestätigung stellt noch keine verbindliche 
Annahme der Bestellung dar. Die Zugangsbestätigung kann 
mit der Annahmeerklärung verbunden werden. Sofern der 
Käufer die Ware auf elektronischem Wege bestellt, wird der 
Vertragstext vom Verkäufer gespeichert und dem Käufer nebst 
den vorliegenden Bedingungen übersandt. 
(6) Sollte die Lieferung der vom Käufer bestellten Ware nicht 
möglich sein, etwa weil die entsprechende Ware nicht auf 
Lager ist, erfolgt keine Annahmeerklärung des Verkäufers. In 
diesem Fall kommt ein Vertrag nicht zustande. Der Verkäufer 
wird den Käufer unverzüglich informieren und bereits erhal-
tene Gegenleistungen unverzüglich zurückerstatten. Weitere 
Rechte, insbesondere Schadensersatz oder sonstige Ansprü-
che, stehen dem Käufer in diesem Falle nicht zu.

§ 3 Lieferung und Gefahrenübergang
(1) Sofern sich aus der Auftragsannahme nichts anderes er-
gibt, ist die vom Verkäufer angegebene Lieferzeit freibleibend 
und unverbindlich.
(2) Der Beginn einer vom Verkäufer angegebenen Lieferzeit 
setzt die Abklärung aller technischen Fragen voraus. Recht-
zeitige und richtige Selbstbelieferung bleibt vorbehalten.
(3) Die Einhaltung der Lieferverpf lichtung setzt weiter die 
rechtzeitige und ordnungsgemäße Erfüllung etwaiger Vor-
leistungspf lichten des Käufers voraus. Die Einrede des nicht 
erfüllten Vertrages bleibt vorbehalten.
(4) Wenn eine vom Verkäufer angegebene Lieferfrist aus Grün-
den überschritten wird, die der Verkäufer zu vertreten hat, 
tritt der Verzug erst nach Ablauf einer erfolglos durch den 
Käufer gesetzten angemessenen Nachfrist ein. Die dem Käufer 
zustehenden gesetzlichen Rücktrittsrechte bleiben hiervon 
unberührt. Etwaige Schadensersatzansprüche des Käufers 
richten sich ausschließlich nach den Bestimmungen des § 7 
Haftung. 
(5) Im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses unvorhersehbare 
und unvermeidbare von außen einwirkende Ereignisse, die der 
Verkäufer nicht zu vertreten hat und die auch bei Anwendung 
der äußerst zumutbaren Sorgfalt nicht vorausgesehen und 
verhütet werden konnten (höhere Gewalt), berechtigen den 
Verkäufer, die Lieferfrist für die Dauer der Behinderung zu 
verlängern. Der Verkäufer wird den Käufer unverzüglich nach 
Kenntnis über derartige Ereignisse und über die voraussicht-
liche Dauer des Leistungshindernisses informieren. Führen 
die vorgenannten Ereignisse, ohne dass den Verkäufer hierfür 
ein Verschulden trifft, nicht nur zu einem vorübergehenden 
Leistungshindernis, sondern zur Unmöglichkeit der Leistung, 
so ist sowohl der Verkäufer als auch der Käufer berechtigt, 
vom Vertrag zurückzutreten.
Der Verkäufer wird den Käufer über derartige Ereignis-
se unverzüglich nach Kenntnis unterrichten. Im Falle des 
Rücktritts wird der Verkäufer bereits erhaltene Zahlungen 
unverzüglich an den Käufer zurückerstatten. Schadensersat-
zansprüche sind in diesem Falle ausgeschlossen.
(6) Sofern der Verkäufer zur Vorleistung verpf lichtet ist, ist 
er berechtigt, seine Leistung zu verweigern, wenn für den 
Verkäufer nach Vertragsschluss erkennbar wird, dass ein 
Anspruch auf die Gegenleistung durch mangelnde Leistungs-
fähigkeit des Käufers gefährdet wird. In diesem Fall kann er 
dem Käufer auch eine angemessene Frist bestimmen, inner-
halb welcher der Käufer Zug um Zug gegen die Leistung nach 
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seiner Wahl die Gegenleistung zu bewirken oder Sicherheit 
in Höhe der Gegenleistung zu leisten hat. Nach fruchtlosem 
Ablauf der Frist ist der Verkäufer berechtigt, vom Vertrag 
zurückzutreten.
(7) Die Lieferung erfolgt ab Lager, wo auch der Erfüllungsort 
für die Lieferung und eine etwaige Nacherfüllung ist. Auf Ver-
langen und Kosten des Käufers wird die Ware an einen anderen 
Bestimmungsort versandt (Versendungskauf). Soweit nicht 
etwas anderes vereinbart ist, sind wir berechtigt, die Art der 
Versendung (insbesondere Transportunternehmen, Versand-
weg, Verpackung) selbst zu bestimmen.
(8) Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen 
Verschlechterung der Ware geht spätestens mit der Übergabe 
der Ware am vereinbarten Lieferungsort durch den Verkäufer 
auf den Käufer über.
(9) Beim Versendungskauf geht jedoch die Gefahr des zufälli-
gen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der Ware 
sowie die Verzögerungsgefahr bereits mit Auslieferung der 
Ware an den Spediteur, den Frachtführer oder der sonst zur 
Ausführung der Versendung bestimmten Person oder Anstalt 
über. Der Übergabe bzw. Abnahme steht es gleich, wenn der 
Käufer im Verzug der Annahme ist.
(10) Kommt der Käufer in Annahmeverzug, unterlässt er eine 
Mitwirkungshandlung oder verzögert sich unsere Lieferung 
aus anderen, vom Käufer zu vertretenden Gründen, so ist der 
Verkäufer berechtigt, Ersatz des hieraus entstehenden Scha-
dens einschließlich Mehraufwendungen (z. B. Lagerkosten) zu 
verlangen.

§ 4 Zahlungsbedingungen
(1) Sofern nichts anderes vereinbart ist, ist der Rechnungs-
betrag sofort nach Erhalt der Rechnung zur Zahlung fällig. 
Sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes ergibt, 
gelten die am Tag des Vertragsschlusses gültigen Preise „ab 
Werk“ ausschließlich Verpackung, Zölle, Versicherung und 
Transportkosten; diese werden gesondert in Rechnung ge-
stellt. 
(2) Die gesetzliche Umsatzsteuer ist nicht in den Preisen 
eingeschlossen; sie wird in gesetzlicher Höhe am Tag der Rech-
nungsstellung in der Rechnung gesondert ausgewiesen.
(3) Die Annahme von Scheck und Wechsel erfolgt nur erfül-
lungshalber. Eine Erfüllung liegt auch dann nicht vor, wenn 
der Käufer mit Scheck bezahlt, sich aber andererseits vom 
Verkäufer einen Wechsel zur Deckung des Scheckbetrages und 
eventueller Nebenkosten ausstellen lässt. Diskontierungskos-
ten und Wechselspesen trägt der Käufer. Im Falle eines Scheck- 
oder Wechselprotestes kann der Verkäufer Zug um Zug gegen 
Rückgabe des Schecks oder Wechsels sofortige Barzahlung des 
Kaufpreises verlangen. In diesem Falle kann der Verkäufer 
gegenüber einem Käufer auch die sofortige Barzahlung für 
einen zu einem späteren Zeitpunkt fällig werdenden Scheck 
oder Wechsel verlangen.
(4) Der Käufer ist nicht berechtigt, Forderungen gegen den 
Verkäufer an Dritte abzutreten.
(5) Der Käufer ist nicht berechtigt, gegenüber den Forderungen 
des Verkäufers aufzurechnen, es sei denn, die Gegenansprüche 
des Käufers sind rechtskräftig festgestellt oder unbestritten, 
daraus ein Zurückbehaltungsrecht geltend zu machen. Der 
Käufer darf ein Zurückbehaltungsrecht nur dann ausüben, 
wenn sein Gegenanspruch aus demselben Kaufvertrag her-
rührt. Das Recht des Käufers, im Wege einer Klage Ansprüche 
aus ungerechtfertigter Bereicherung geltend zu machen, bleibt 
von diesen Regelungen ebenso unberührt wie seine Ansprüche 
aufgrund der Mängelhaftung gemäß § 5. 
(6) Der Verkäufer behält sich das Recht vor, seine Preise an-
gemessen zu ändern, wenn nach Abschluss des Vertrages Kos-
tensenkungen oder Kostenerhöhungen, insbesondere aufgrund 
von Materialpreisänderungen seines Vorlieferanten oder durch 

Energiepreisänderungen, eintreten. Die Änderungen werden 
dem Käufer auf dessen Verlangen hin nachgewiesen. Eine Erhö-
hung der Preise nach dieser Bestimmung erfolgt nur, wenn 
zwischen Vertragsschluss und der Lieferung mehr als vier 
Monate liegen, es sei denn, es handelt sich um die Lieferung 
von Waren im Rahmen eines Dauerschuldverhältnisses.

§ 5 Mängelhaftung
(1) Die Haftung des Verkäufers für Mängel setzt voraus, dass 
der Käufer seinen im Einzelfall nach § 377 HGB bestehenden 
Untersuchungs- und Rügeobliegenheiten ordnungsgemäß 
nachgekommen ist. Erkennbare Mängel sind unverzüglich, 
spätestens jedoch innerhalb einer Frist von zehn Werktagen 
ab der Ablieferung der Ware beim Käufer, schriftlich anzu-
zeigen. Verdeckte Mängel sind spätestens innerhalb von zehn 
Werktagen nach Entdeckung des Mangels schriftlich anzuzei-
gen. Die vorstehende Verpf lichtung zur Anzeige eines Mangels 
trifft den Käufer hinsichtlich offener Mängel auch dann, wenn 
eine Untersuchungs- und Rügepflicht nach § 377 HGB nicht 
besteht, mit der Maßgabe, dass offensichtliche Mängel spätes-
tens innerhalb von vierzehn Werktagen ab der Ablieferung der 
Ware beim Käufer schriftlich anzuzeigen sind.
(2) Bei Vorliegen eines Sachmangels und der Einhaltung der 
Untersuchungs- und Rügeobliegenheiten steht dem Käufer 
nach seiner Wahl im Rahmen der Nacherfüllung das Recht auf 
Beseitigung des Mangels oder auf Lieferung einer mangelfreien 
Sache (Ersatzlieferung) zu. Ist der Verkäufer zur Mangelbe-
seitigung oder Ersatzlieferung nicht bereit oder nicht in der 
Lage, insbesondere verzögert sich diese über angemessene 
Fristen hinaus oder schlägt in sonstiger Weise die Mangelbe-
seitigung/Ersatzlieferung fehl, so ist der Käufer berechtigt, 
nach seiner Wahl Rücktritt oder Minderung und/oder Scha-
densersatz zu verlangen. Schadenersatz kann der Käufer nur 
im Rahmen der Bestimmungen des § 7 Haftung verlangen.
(3) Der Verkäufer kann die vom Käufer gewählte Art der 
Nacherfüllung unbeschadet des § 275 Abs. 2 und 3 BGB verwei-
gern, wenn sie nur mit unverhältnismäßigen Kosten möglich 
ist. Dabei sind insbesondere der Wert der Sache in mangelf-
reiem Zustand, die Bedeutung des Mangels und die Frage zu 
berücksichtigen, ob auf die andere Art der Nacherfüllung ohne 
erhebliche Nachteile für den Käufer zurückgegriffen werden 
könnte. Der Anspruch des Käufers beschränkt sich in diesem 
Fall auf die andere Art der Nacherfüllung; das Recht des Ver-
käufers, auch diese unter den Voraussetzungen des Satzes 1 zu 
verweigern, bleibt unberührt.
(4) Ansprüche des Käufers auf Aufwendungsersatz gem. § 445a 
Abs. 1 BGB sind ausgeschlossen. Ein Ausschluss besteht nur 
dann nicht der letzte Vertrag in der Lieferkette ein Ver-
brauchsgüterkauf im Sinne der  §§ 478 , 474 BGB ist. 
(5) Erhält der Käufer eine mangelhafte Montageanleitung, ist 
der Verkäufer lediglich zur Lieferung einer mangelfreien Mon-
tageanleitung verpf lichtet und dies auch nur dann, wenn der 
Mangel der Montageanleitung der ordnungsgemäßen Montage 
entgegensteht.
(6) Eine Haftung für Mängel übernimmt der Verkäufer nicht 
bei Mängeln infolge von natürlicher Abnutzung, unsachgemä-
ßer Behandlung nach dem Gefahrenübergang und unsachgemä-
ßer oder fehlender Wartung sowie durch den Einsatz ungeeig-
neter Betriebsmittel.
(7) Handelsübliche Abweichungen stellen keine Mängel der 
Ware dar.
(8) Es wird keine Haftung übernommen für die Eignung der 
Ware des Verkäufers zu einem bestimmten Verwendungszweck, 
wenn die konkrete Verwendungsmöglichkeit sich nicht aus 
einer der Ware beigefügten schriftlichen Anleitung ergibt oder 
die Eignung für einen bestimmten Verwendungszweck nicht 
ausdrücklich schriftlich vom Verkäufer bejaht wurde. Der Käu-
fer ist in jedem Falle verpf lichtet, die Eignung der Ware des 
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Verkäufers für den von ihm beabsichtigten Verwendungszweck 
vorab im Einzelnen zu prüfen.
(9) Ohne die Zustimmung des Verkäufers darf an der bemän-
gelten Ware nichts geändert und diese auch nicht in Gebrauch 
genommen werden. Rücksendungen sind abzustimmen.

§ 6 Verjährung
Die Verjährungsfrist für Mängelansprüche beträgt zwölf Monate, 
gerechnet ab Ablieferung der Ware beim Käufer. Soweit eine Ab-
nahme vereinbart ist, beginnt die Verjährung mit der Abnahme.
Die vorstehenden Verjährungsfristen des Kaufrechts gelten auch 
für vertragliche und außervertragliche Schadensersatzansprü-
che des Käufers, die auf einem Mangel der Ware beruhen, es sei 
denn, die Anwendung der regelmäßigen gesetzlichen Verjäh-
rung (§§ 195, 199 BGB) würde im Einzelfall zu einer kürzeren 
Verjährung führen.
Die vorstehende Verjährungsfristbeschränkung gilt nicht, 
soweit das Gesetz gemäß §§ 438 Abs. 1 Nr. 2, 634a Abs. 1 Nr. 2 
BGB und nach den §§ 478 i. V. m § 445a Absatz 1 und § 445b BGB 
und 479 BGB längere Verjährungsfristen vorsieht; ebenso gilt 
sie nicht bei Ansprüchen aus einer Garantie oder aufgrund der 
Verletzung von Leben, Körper, Gesundheit durch den Verkäufer, 
einschließlich der Verletzung von Leben, Körper und Gesund-
heit durch vorsätzliche oder fahrlässige Pf lichtverletzung eines 
gesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen des Verkäufers.
Ebenso gilt die Beschränkung nicht bei einer Haftung für sons-
tige Schäden, die auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen 
Pf lichtverletzung durch den Verkäufer oder eines gesetzlichen 
Vertreters oder Erfüllungsgehilfen des Verkäufers beruhen. Wei-
ter gilt die Beschränkung nicht bei arglistigem Verschweigen 
eines Mangels. Ebenso gilt die Verjährungsfristbeschränkung 
nicht bei Ansprüchen nach dem Produkthaftungsgesetz und so-
fern der Verkäufer schuldhaft eine wesentliche Vertragspf licht 
verletzt, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung 
des Vertrags überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhal-
tung der Vertragspartner regelmäßig vertrauen darf.
Die Regelung über die Ablaufhemmung, Hemmung und den Neu-
beginn der Verjährungsfristen nach den gesetzlichen Bestim-
mungen bleibt hiervon unberührt.

§ 7 Haftung
(1) Soweit sich nachstehend nichts anderes ergibt, wird die Haf-
tung des Verkäufers für weitergehende Schäden, die nicht an 
der mangelhaften Ware selbst entstanden sind, ausgeschlossen.
(2) Dies gilt insbesondere für Schadensersatzansprüche aus 
Verschulden bei Vertragsabschluss, wegen sonstiger Pf lichtver-
letzung oder für den Ersatz von Sachschäden aus unerlaubter 
Handlung gemäß § 823 BGB. Dies gilt auch, soweit der Käufer 
anstelle eines Anspruchs auf Ersatz des Schadens statt der 
Leistung Ersatz nutzloser Aufwendungen verlangt oder der 
Käufer Kosten für eine Betriebsunterbrechung, Kosten für einen 
Produktionsausfall, Rückrufkosten oder Ersatz für entgangenen 
Gewinn verlangt.
(3) Vorstehende Haftungsfreizeichnung gilt nicht für Ansprü-
che des Käufers aufgrund der Übernahme einer Garantie für die 
Beschaffenheit der Ware, für die Haftung von Schäden aufgrund 
der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, 
einschließlich der Verletzung von Leben, Körper und Gesund-
heit, die auf einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Pf lichtverlet-
zung eines gesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen des 
Verkäufers beruhen, sowie für die Haftung nach dem Produkt-
haftungsgesetz; im Übrigen, soweit bei sonstigen Schäden die 
Schadensursache auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit durch 
den Verkäufer oder eines gesetzlichen Vertreters oder Erfül-
lungsgehilfen des Verkäufers beruht oder ein Mangel arglistig 
vom Verkäufer verschwiegen wurde.
(4) Ebenso gilt die vorstehende Haftungsfreizeichnung nicht, 
sofern der Verkäufer schuldhaft eine wesentliche Vertrags-
pf licht, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des 

Vertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung 
der Vertragspartner regelmäßig vertrauen darf, verletzt. In 
diesem Falle ist die Haftung aber auf den vorhersehbaren, typi-
scherweise eintretenden Schaden begrenzt.

§ 8 Eigentumsvorbehalt
(1) Der Verkäufer behält sich das Eigentum an allen gelieferten 
Waren bis zur vollständigen Bezahlung vor.
(2) Der Verkäufer behält sich das Eigentum an der Vorbehalts-
ware bis zum Eingang aller Zahlungen aus der Geschäftsverbin-
dung mit dem Käufer vor. 
(3) Im Falle laufender Rechnungen gilt dies ausdrücklich auch 
für die Forderung aus dem jeweiligen Überschuss. Scheck- und 
Wechselhingabe erfolgen nur erfüllungshalber und gelten erst 
nach endgültiger Befriedigung als Zahlungseingang in diesem 
Sinne.
(4) Die Verpfändung oder Sicherungsübereignung der unter Vor-
behalt gelieferten Vorbehaltswaren ist dem Käufer untersagt. 
Bei Pfändungen oder sonstigen Eingriffen Dritter hat der Käufer 
den Verkäufer unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen, 
damit der Verkäufer Klage gem. § 771 ZPO erheben kann. Soweit 
der Dritte nicht in der Lage ist, dem Verkäufer die gerichtlichen 
und außergerichtlichen Kosten einer solchen Klage zu erstat-
ten, haftet der Käufer für den entstandenen Ausfall.
(5) Der Käufer ist zur Weiterveräußerung der Vorbehaltsware, 
Vereinnahmung des Kauferlöses aus der Weiterveräußerung, 
Verwendung/Verarbeitung der Vorbehaltsware oder der Einbrin-
gung der Vorbehaltsware in einen Gegenstand oder ein Grund-
stück nur im üblichen ordnungsgemäßen Geschäftsgang und nur 
nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen berechtigt.
(6) Der Käufer tritt sämtliche Forderungen in Höhe des Rech-
nungsbetrages der Vorbehaltsware (einschließlich Umsatz-
steuer) aus der Weiterveräußerung der Vorbehaltsware bzw. 
Verarbeitung der Vorbehaltsware an den Verkäufer ab, und zwar 
unabhängig davon, ob die gelieferte Vorbehaltsware ohne oder 
nach Verarbeitung weiterverkauft worden ist. Der Verkäufer 
nimmt die Abtretung an. Ist aus rechtlichen oder tatsächlichen 
Gründen ein Forderungsübergang auf den Verkäufer nicht mög-
lich, ist der Käufer nicht zur Weiterveräußerung berechtigt.
(7) Zur Einziehung der Forderung bleibt der Käufer auch nach 
der Abtretung ermächtigt. Die Befugnis des Verkäufers, die 
Forderung selbst einzuziehen, bleibt hiervon unberührt. Der 
Verkäufer wird jedoch die Forderungen nicht selbst einziehen, 
solange der Käufer seinen Zahlungsverpf lichtungen nach-
kommt, nicht in Zahlungsverzug ist und insbesondere nicht An-
trag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt ist und/
oder die Ermächtigung zum Einzug der abgetretenen Forderun-
gen durch den Käufer gem. Abs. 14 nicht von selbst erloschen 
ist oder der Verkäufer die Einzugsermächtigung aus anderen 
Gründen widerruft.
(8) Ist dies aber der Fall, kann der Verkäufer verlangen, dass der 
Käufer ihm die abgetretenen Forderungen und deren Schuld-
ner bekannt gibt und alle zum Einzug erforderlichen Angaben 
macht, die dazugehörigen Unterlagen aushändigt und den 
Schuldnern (Dritten) die Abtretung offenlegt.
(9) Die Verarbeitung oder Umbildung der Vorbehaltsware durch 
den Käufer wird stets für den Verkäufer vorgenommen. Wird 
die Vorbehaltsware mit anderen, dem Verkäufer nicht gehören-
den Gegenständen verarbeitet, so erwirbt der Verkäufer das 
Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Wertes der 
Vorbehaltsware zu dem Wert der anderen verarbeiteten Gegen-
stände im Zeitpunkt der Verarbeitung. Der Wert der Vorbehalts-
ware entspricht dem Rechnungsbetrag einschließlich Umsatz-
steuer. Für die durch die Verarbeitung entstehende Sache gilt 
im Übrigen das Gleiche wie für die unter Vorbehalt gelieferte 
Vorbehaltsware.
(10) Die unter Eigentumsvorbehalt stehende Ware ist vom Käu-
fer ausreichend gegen Feuer, Einbruchdiebstahl und Wasser-
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schaden zu versichern. Ansprüche gegen die Versicherung aus 
einem die Vorbehaltsware betreffenden Schadensfall werden 
bereits jetzt in Höhe des Wertes der Vorbehaltsware vom 
Käufer an den Verkäufer abgetreten. Der Verkäufer nimmt die 
Abtretung an. Der Käufer hat den Versicherer von der Forde-
rungsabtretung zu unterrichten.
(11) Wird die Vorbehaltsware vom Käufer allein oder zusammen 
mit dem Verkäufer nicht gehörender Waren veräußert, so tritt 
der Käufer schon jetzt die aus der Weiterveräußerung entste-
henden Forderungen in Höhe des Rechnungsbetrages der Vor-
behaltsware (einschließlich Umsatzsteuer) vorrangig an den 
Verkäufer ab. Der Verkäufer nimmt die Abtretung an. Wenn 
die weiterveräußerte Vorbehaltsware im Miteigentum vom 
Verkäufer steht, so erstreckt sich die Abtretung der Forderung 
auf den Betrag, der dem Anteilswert des Miteigentums des 
Verkäufers entspricht. Wert der Vorbehaltsware ist der Rech-
nungsbetrag einschließlich Umsatzsteuer. Wird die Vorbehalts-
ware vom Käufer in den Gegenstand eines Dritten eingebaut, 
so tritt der Käufer schon jetzt die gegen den Dritten oder den, 
den es angeht, entstandenen abtretbaren Forderungen in Höhe 
des Rechnungsbetrages der Vorbehaltsware (einschließlich 
Umsatzsteuer) vorrangig an den Verkäufer ab. Der Verkäufer 
nimmt die Abtretung an.
(12) Der Käufer tritt an den Verkäufer auch die Forderungen 
in Höhe des Rechnungsbetrages der Vorbehaltsware ein-
schließlich Umsatzsteuer ab, die ihm durch die Verbindung 
der Vorbehaltsware mit einem Grundstück gegen einen Dritten 
erwachsen. Der Verkäufer nimmt die Abtretung an. 
(13) Ebenso tritt er diejenigen Forderungen in Höhe des 
Rechnungsbetrages der Vorbehaltsware (einschließlich Um-
satzsteuer) vorrangig an den Verkäufer ab, die ihm aufgrund 
des Untergangs, der Beschädigung, des Diebstahls oder des 
Abhandenkommens der Vorbehaltsware gegen einen Dritten 
zustehen. Der Verkäufer nimmt die Abtretung an. 
(14) Mit Zahlungseinstellung, Beantragung oder Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens, bei Durchführung eines außergerichtli-
chen Schuldenbereinigungsverfahrens sowie bei Scheck- oder 
Wechselprotest erlischt die Ermächtigung zum Einzug der 
abgetretenen Forderungen sowie das Recht zur Weiterveräuße-
rung und zur Vereinnahmung des abgetretenen Kauf¬erlöses 
und zur Verwendung oder zum Einbau der Vorbehaltsware von 
selbst, ohne dass der Verkäufer die Einzugsermächtigung, die 
Weiterveräußerung oder das Recht zum Einbau und zur Ver-
wendung der Vorbehaltsware ausdrücklich widerrufen muss.
(15) Der Verkäufer verpf lichtet sich, die ihm zustehenden Si-
cherheiten auf Verlangen des Käufers insoweit freizugeben, als 
der realisierbare Wert der Sicherheiten des Verkäufers die zu 
sichernden Forderungen um mehr als 10 % übersteigt; die Aus-
wahl der freizugebenden Sicherheiten obliegt dem Verkäufer.
(16) Bei vertragswidrigem Verhalten, insbesondere bei Zah-
lungsverzug des Käufers, ist der Verkäufer berechtigt, soweit 
die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen, vom Vertrag 
zurückzutreten und sodann die Vorbehaltsware herauszuver-
langen, abzuholen und in unmittelbaren Besitz zu nehmen und 
freihändig zu veräußern.

§ 9 Urheberrechte
Der Verkäufer hat an allen Bildern und Texten, die in seinem 
Katalog veröffentlicht werden, Urheberrechte. Eine Verwen-
dung der Bilder und Texte ist ohne die ausdrückliche Zustim-
mung des Verkäufers nicht gestattet.

§ 10 Schlussbestimmungen
(1) Sofern der Käufer Vollkaufmann oder eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtlichen 
Sondervermögens ist, ist ausschließlicher Gerichtsstand 74838 
Limbach. Der Verkäufer ist jedoch berechtigt, den Käufer auch 
an seinem Sitz zu verklagen. Sofern der Käufer Kaufmann ist, 
ist Erfüllungsort der Geschäftssitz des Verkäufers.

(2) Für sämtliche vertraglichen Beziehungen zwischen dem 
Käufer und dem Verkäufer gilt nur das Recht der Bundesre-
publik Deutschland unter Ausschluss der Bestimmungen des 
internationalen Privatrechts (EGBGB) und des Kollisionsrechts. 
Die Geltung des Übereinkommens der Vereinten Nationen über 
Verträge über den internationalen Warenkauf vom 11.04.1980 
(CISG) ist ausgeschlossen und findet auf das Vertragsverhält-
nis keine Anwendung.
Stand 03/2024
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